Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2058 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hussing, Dr. Rinsche, Dr. Böhme, 
Pfeifer, Krampe, Frau Dr. Wolf, Müller (Berlin), Zink, 
Hein (Salzgitter-Lebenstedt) und Genossen 


betr. Abschiebung illegaler ausländischer Arbeitneh- 
mer in der Bundesrepublik Deutschland 


Nach Presseberichten ist mit Initiativen seitens der Bundesre- 
gierung für die illegal in die Bundesrepublik Deutschland ge- 
kommenen ausländischen Arbeitnehmer nicht mehr zu rechnen. 
Nach Schätzungen auch der Bundesregierung handelt es sich 
um 20 000 bis 70 000 Personen, die somit vom Ausweisungsbe- 
schluß der Innenminister der Länder betroffen werden. 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Was veranlaßte den Bundeskanzler und Mitglieder der Bun- 
desregierung, mehrfach Optimismus dergestalt in Umlauf zu 
setzen, daß mit einer Legalisierung der illegalen ausländi- 
schen Arbeitnehmer zu rechnen sei? 

2. Wie oft und mit welchen Argumenten hat sich die Bundes- 
regierung für eine Legalisierung illegaler ausländischer Ar- 
beitnehmer bei den Innenministern der Länder eingesetzt? 

3. Welche „humanitären Gesichtspunkte'' sind es, die nach 
Pressemeldungen der Bundesregierung eine Abschiebung 
nicht erlaubt erscheinen lassen? 

4. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wie- 
viel illegale ausländische Arbeitnehmer bisher abgeschoben 
worden sind? 

5. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wie- 
viel illegale ausländische Arbeitnehmer durch kommunale 
Behörden bisher legalisiert worden sind? 

6. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wie- 
viel ausländische Arbeitnehmer nach Bekanntwerden des 
Abschiebungsbeschlusses ihre bisherigen Arbeitsplätze ver- 
loren haben? 
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7. Wie wird nach Meinung der Bundesregierung sichergestellt, 
daß dadurch bekanntwerdende Unternehmer wegen der 
Beschäftigung von Ausländern ohne die erforderlichen 
Arbeitserlaubnisse mit dem vom Vorstand der Bundesan- 
stalt für Arbeit beschlossenen Bußgeld belegt werden? 


Bonn, den 2. April 1971 
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